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SBK Sektion Zentralschweiz 
Das Pressejahr 2010 war 
von den kontroversen 
Themen drohender 
Personalmangel und 
Kosteneinsparungen 
geprägt. 

J U B I L Ä U M 

Pflegekongress 
in Luzern 

Der Schweizer Berufsverband der 
Pflegefachfrauen und Pflegefach-
männer feiert dieses Jahr sein 100-
jähriges Bestehen, Vom 26. bis 28. 
Mai findet im KKL in Luzern des-
halb ein Jubiläumskongress statt. 
Unter dem Motto «Yes, we care!» 
werden Fachvorträge und Debatten 
gehalten, in einer Ausstellung wer-
den zudem neue Trends aus Ge-
sundheit und Pflege vorgestellt. 
Rund 1600 Fachleute nehmen am 
Kongress teil. 

Vorstoss zum 
Pflegepersonalmangel 
LUZERN - Am 16. März wurde der 
Bericht «Bildung Pflegeberufe» des 
Bundesamts für Berufsbildung und 
Technologie veröffentlicht. Darin 
wird aufgezeigt, dass die grösste He-
rausforderung der Mangel an Pfle-
gefachkräften darstelle. Pro Jahr 
fehlen schweizweit gut 5000 ausge-
bildete Pflegefachleute, wobei die 
Differenz zwischen benötigtem Per-
sonal und Ausgebildeten aufgrund 
der demografischen Entwicklung 
weiter zunehmen wird. Die vorlie-
genden Zahlen haben nun bewirkt, 
dass Bundesrätin Leuthard dieses 
Problem «zur Chefsache» erklärt hat 
und eine entsprechende Arbeits-
gruppe einsetzen will. 

Die SP/Juso-Fraktion Stadt Lu-
zern begrüsst die Bemühungen auf 
nationaler und kantonaler Ebene. 
In Anbetracht der Dringlichkeit sol-
le jedoch auch die Stadt Luzern ihre 
Anstrengungen auf diesem Gebiet 
intensivieren, heisst es in einem 
Vorstoss von Theres Vinatzer und 
Ylfete Fanaj. Besonders in Bezug auf 
qualifiziertes Pflegepersonal beste-
he grosser Handlungsbedarf. 

Der Stadtrat wird daher gebeten, 
zuhanden des Parlaments einen Stra- _ 
tegiebericht mit Massnahmenkatalog 
und Umsetzungsfahrplan zu erarbei-
ten, in welchem aufgezeigt wird, wie 
dem sich verschärfenden Personal-
mangel in der Langzeitpflege bei der 
Abteilung Heime und Alterssiedlun-
gen und in der Spitex Stadt Luzern 
(im Rahmen des Leistungsauftrags) 
begegnet werden soll. (pd) 



Barbara  Gassmann  ^V,  6-

«Die Mitarbeiterinnen dürfen 
nicht verzweifeln 

Barbara  Gassmann  vom  Ver-
band  der  Pflegefachfrauen 
und  -männer  redet  über  den 
Frust  am  Arbeitsplatz,  Perso-
nalmangel  und  die  Pflästerli-
politik  des  Bundes. 

Barbara  Gassmann,  wenig  Personal, 
wenig  Lohn,  ein  stressiger  Job.  Warum 
ist  das  Image  der  Pflege  schlecht? 

Barbara  Gassmann*:  Studien zeigen, 
dass dieser Beruf in der Bevölkerung 
eine hohe Vertrauenswürdigkeit ge-
niesst. Die Vielseitigkeit und die hohe 
Verantwortung, die dieser Beruf mit-
bringt, werden allgemein unterschätzt. 

Das  Pflegewesen  ist  schwer  durch-
schaubar.  Nur  schon  bei  den  Berufsab-
schlüssen  gibt  es  verschiedene,  um-
ständliche  Bezeichnungen. 

Gassmann:  Die Ausbildungsverant-
wortung hat vom Schweizerischen Ro-
ten Kreuz zum Bund gewechselt. Das 
war ein guter Entscheid, weil unser 
Beruf nun wie alle anderen staatlich 
anerkannt ist. Wir befinden uns nun 
mitten in der Übergangsphase. Da be-
stehen viele Unsicherheiten, alle müs-
sen sich neu orientieren. Es braucht 
jetzt etwas Geduld. 

Die  Kritiker  befürchten  nun  die  Akade-
misierung  des  Pflegeberufs. 

Gassmann:  Neu kann man den Pfle-
geberuf auf zwei Arten erlernen, über 
den berufsgestützten oder über den 
schulgestützten Weg. Die Akademisie-
rung betrifft eine Minderheit, die sich 
nach dem Bachelor-Abschluss etwa 
zum Master weiterbildet. Solche Leute 
brauchen wir dringend in der Führung, 
Ausbildung und Pflegeforschung. 

Werden  wegen  der  neuen  Ausbildung 
mehr  Junge  in  den  Pflegebereich  einstei-
gen  als  bisher? 

Gassmann:  Es besteht nun die Mög-
lichkeit, auf verschiedenen Wegen ei-
nen Pflegeberuf zu lernen, somit spre-
chen wir ein breiteres Spektrum von 
Einsteigerinnen an. D.er Beruf gewinnt 
an Perspektiven. 

Laut  einer  Studie  müssen  bis  ins  Jahr 
2030  200  000  Personen  rekrutiert  wer-
den.  Wie  sieht  die  Situation  heute  aus? 

«Personalmangel 
kennen wir schon 
seit 4 0 Jahren.» 

BARBARA GASSMANN, 

SBK- VIZEPRÄSIDENTIN 

Gassmann:  Im Operationssaal und 
auf den Intensivstationen herrscht 
schon heute Personalmangel. Dringend 
benötigt werden auch sehr gut qualifi-
zierte Mitarbeiterinnen in der Langzeit-
pflege und in der Psychiatrie. Aber das 
ist nichts Neues, Pflegepersonalmangel 
kennen wir schon seit 40 Jahren. Ein 
Spital oder ein Heim muss rund um die 
Uhr, an 365 Tagen im Jahr qualifiziertes 
Personal im Einsatz haben. Wenn die 
Sparschraube angezogen wird und Stel-
len unbesetzt bleiben, leidet zuerst die 
Pflegequalität. 

Welche  Probleme  erleben  Sie  im  Alltag? 
Gassmann:  Immer mehr Schwerkran-

ke müssen in kürzerer Zeit behandelt 
und gepflegt werden. Man muss rasch 
eine Lösung für die Zeit nach dem 
Spital finden. Betagte Menschen müs-
sen nach einer Operation früher zurück 
ins Heim. Und dazu sind die Betriebe 
personell nicht überall gerüstet. 

Wird  sich  etwas  ändern? 
Gassmann:  Massnahmen sind ge-

plant, eine Arbeitsgruppe wird gebildet. 
Der Staat versucht jetzt den Personal-
bestand zu erhöhen, indem man junge 
Leute über eine zweijährige Attestaus-
bildung schult. Das ist Pflästerlipolitik. 
Wir brauchen vor allem genügend gut 
qualifiziertes Personal. 

Was  ist  zu  tun? 
Gassmann:  Wir müssen schauen, 

dass jene Mitarbeiterinnen, die jetzt im 
System sind, nicht verzweifeln und den 
Job frustriert an den Nagel hängen. 

Und  wie  gelingt  dies? 
Gassmann:  Wichtig ist ein gutes Be-

triebsklima. Das Personal darf nicht 
überfordert werden. Ich gebe Ihnen ein 
Beispiel: Wenn eine diplomierte Pflege-
fachfrau alleine auf einer Schicht mit 
viel Hilfspersonal arbeiten muss, für die 
sie die Verantwortung trägt, dann ist 
das ein enormer Stress. Deshalb 
braucht es eine angemessene Stellen-
besetzung. Nötig sind Massnahmen, 
damit Frauen Familie und Beruf mitei-
nander vereinbaren können. 

Über  90  Prozent  der  Pflegefachkräfte 
sind  Frauen. 

Gassmann:  Richtig, deshalb liegt in 
der Teilzeitarbeit noch viel Potenzial. Es 
muss möglich werden, dass Frauen 
auch in Teilzeit eine anspruchsvolle 
Führungsaufgabe wahrnehmen kön-
nen. Wir müssen versuchen, die Ange-
stellten länger im Berufsleben zu behal-
ten, sie dürfen nicht zu früh aussteigen. 

Wie  meinen  Sie  das? 
Gassmann:  Genaue Zahlen gibt es 

nicht, aber wir gehen davon aus, dass 
eine Mitarbeiterin in der Pflege 15 Jahre 
im Beruf bleibt. Deshalb müssen wir 
dafür sorgen, dass man in diesem Beruf 
auch älter werden kann, sodass man bis 
zur Pensionierung arbeitsfähig bleibt. 

Zu  einem  ganz  anderen  Thema:  Wie 
gehen  Sie  mit  sexueller  Belästigung  um? 

Gassmann:  Man muss mit dem Pa-
tienten Klartext reden und Grenzen 
setzen. In der Ausbildung wird die 
sexuelle Belästigung offen thematisiert. 
Wir haben dazu eine Broschüre «Verste-
hen Sie keinen Spass, Schwester?» he-
rausgegeben, die Nachfrage war riesig. 
Ich muss also annehmen, dass das 
Thema viele Pflegende beschäftigt. 

Ebenfalls  ein  Tabuthema  ist  die  Gewalt. 
Gassmann:  Tatsächlich, das ist ein 

zunehmendes Problem. Auf Notfallsta-
tionen etwa gibt es alkoholisierte Pa-
tienten oder solche, die ausser sich sind 
vor Wut. Wir bieten Kurse in Aggressi-
ons-Management än. Der Arbeitgeber 
muss das Personal schützen. Eine Pfle-
gefachfrau kann nicht auch noch eine 
Polizisten-Funktion übernehmen. 

In  TV-Serien  wird  das  Bild  der  netten, 
naiven  Krankenschwester,  die  den  Arzt 
anhimmelt,  gezeigt.  Ärgert  Sie  das? 

Gassmann:  (Lacht) Solche Serien 
schau ich mir nicht an. Da herrscht in 
der Öffentlichkeit ein falsches Bild. Wer 
einmal auf Pflege angewiesen war, 
sieht, dass Pflege als Ergänzung zur 
ärztlichen Versorgung einen eigenstän-
digen Stellenwert hat. 

INTERVIEW  FLURINA VALSECCHI 



Die Schweiz holt Pflegepersonal 
im Ausland -
und stösst auf Widerstand 

Von Daniel Friedli, Bern 
So weit wie in Prag ist man in der 
Schweiz noch nicht. Dort lockte un-
längst ein verzweifelter Spitaldirektor 
mit kostenlosen Schönheitsoperationen 
neues Personal in sein Haus: Wer für 
drei Jahre unterschrieb, durfte sich als 
Belohnung gratis die Lippen aufsprit-
zen, die Brüste vergrössern oder den 
Bauch straffen lassen. 

Doch der akute Personalmangel 
zwingt die Klinik- und Heimdirektoren 
auch hierzulande, sich bei der Suche 
nach Ärzten und Pflegepersonal immer 
weiter zu strecken. Gesucht wird dabei 
regelmässig auch im Ausland, mit Inse-
raten, Anwerbeprämien und bisweilen -
gar spezialisierten Vermittlungsbüros. 
Diese wiederum arbeiten mit lokalen 
Vermittlungsleuten vor Ort - und ver-
langen für ihre Dienste gut und gerne 
10 000 bis 20 000 Franken. 

Doch dieses Rekrutierungsmodell 
stösst zunehmend an Grenzen. Zum 
einen, weil auch im Ausland das Personal 
knapper wird. Zum anderen, weil sich 
viele Länder gegen die Abwerbungen zu 
wehren beginnen. «Wir geraten inter-
national zusehends unter Druck», sagt 
Franz Wyss, scheidender Zentralsekretär 
der Konferenz der kantonalen Gesund-
heitsdirektoren (GDK). So zahlt etwa 
Deutschland dieses Jahr seinen Ärzten 
eine Milliarde Euro mehr, auch um die 
Abwanderung in Länder wie die Schweiz 
zu stoppen. Und aus Kanada kommen 
gemäss GDK-Präsident Pierre-Yves Mail-
lard Headhunter in die Schweiz, um hier 
pflegende Landsleute wieder in die Hei-
mat zurückzuholen. Die gleichen Leute 
notabene, welche die Schweizer früher 
in Kanada abgeworben haben. 

Selber ausbilden statt abwerben 
Schliesslich verfolgt auch die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) die Per-
sonalmigration mit wachsender Sorge. 
Die Uno-Organisation arbeitet derzeit 
an einem Kodex, der die internationale 
Rekrutierung von Gesundheitspersonal 
regeln soll. Und zumindest der Entwurf 
dazu ist ziemlich rigid ausgefallen: Alle 
Länder werden darin aufgerufen, ihre 
Fachleute so weit als möglich selber 
auszubilden, statt sie im Ausland abzu-
werben. Vor allem aus Entwicklungs-
ländern soll kein Personal rekrutiert 
werden. Und wenn doch, dann seien 
den Ländern diese Verluste zu kompen-
sieren, zum Beispiel durch finanzielle 
oder technische Hilfe. 

In der Schweiz beobachtet man diese 
Entwicklung zwar nicht ablehnend, 
aber mit einer gewissen Skepsis. Mit 
dem Konzept der vollständigen Selbst-

versorgung etwa tut sich das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) schwer. «In 
einer globalen Welt ist dies der falsche 
Ansatz», sagt Vizedirektor Gaudenz Sil-
berschmidt. Auch im Gesundheitswe-
sen ergebe Kooperation über die Gren-
zen hinweg Sinn, zumal Länder wie die 
Philippinen explizit Personal «für den 
Export» ausbildeten. Auch hinter das 
Kompensationsgebot setzt das BAG ein 
Fragezeichen, da es ein solches schlicht 
nicht für umsetzbar erachtet. «Was tut 
man dann, wenn eine rekrutierte Pfle-
gerin später in ihr Heimatland zurück-
geht oder aus dem Beruf aussteigt?», 
fragt Silberschmidt. 

Zu defensiv ist diese Position dem 
Verband des Pflegepersonals und den 
Nichtregierungsorganisationen. Für sie 
grenzt die heutige Schweizer Rekrutie-
rungspolitik an Diebstahl, weil sie letzt-
lich den Pflegenotstand in ärmeren Län-
dern verschärfe. Dass die Schweiz vorab 
aus Nachbarländern rekrutiert, lässt 
Thomas Schwarz vom Netzwerk Medi-
cus Mundi dabei nicht als Ausrede gel-
ten: Die Deutschen müssten dann ihr 
Personal in Polen suchen, die Polen 
ihres in der Ukraine und so weiter. 
Schwarz fordert darum, dass die 
Schweiz den ärmeren Ländern noch 
aktiver hilft, selber genügend Fachleute 

auszubilden und diese dann auch im 
Land zu halten. Und er verlangt, dass sie 
endlich das Problem der eigenen Aus-
bildungslücke anpackt. 

Noch lange abhängig 
Zumindest mit diesem Punkt kann sich 
auch der Bund restlos einverstanden er-
klären. Er begrüsst, dass die Kantone 
daran sind, ihre Anstrengungen zur 
Förderung der Pflegeberufe zu intensi-
vieren. Illusionen über deren Wirkung 
macht sich aber niemand. «Die Schweiz 
wird beim Gesundheitspersonal noch 
längere Zeit massiv vom Ausland abhän-
gig sein», sagt Silberschmidt. 
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Neubauprojekt tf.Y-  20S0 

Bauen, bevor es zu spät 
Im  Kanton  braucht  es 
dringend  mehr  Pflegebetten. 
Baar  und  die  Stadt  Zug 
nehmen  das  Heft  in  die  Hand. 

VON  SILVAN  MEIER 

Die Gemeinde Baar verfügt momen-
tan über 190 Pflegebetten. Das reicht 
gerade noch aus. Die demografische 
Entwicklung zwingt Baar nun aber 
zum Handeln. Schätzungen zufolge 
braucht die Gemeinde im Jahr 2020 
rund 300 Pflegebetten - 110 mehr als 
heute. «Wir müssen Gas geben», gibt 
Bauchef Walter Ineichen offen zu. 
«Aber die Weichen sind gestellt.» Kon-
kret plant die Gemeinde einerseits den 
Umbau des bestehenden Altersheims 
Bahnmatt (siehe Box), andererseits soll 
neben dem regionalen Pflegezentrum 
ein neues kommunales Pflegeheim 
entstehen. 

88 Betten auf fünf Etagen 
Ermöglicht wird der Neubau durch 

die Stiftung Pflegezentrum Baar, die 
Betreiberin des bestehenden Heims ne-
ben dem Zuger Kantonsspital, wo die 
Stiftung über Landreserven verfügt. «Ei-
gentlich wollten wir ein medizinisches 
Kompetenzzentrum bauen», erklärt 
Stiftungsratspräsident Jürg Dübendor-
fer. «Doch plötzlich meldete die Ge-
meinde Baar ihren Pflegebettenbedarf 
an. Später kam auch noch die Stadt Zug 
hinzu.» Das Bauprojekt wurde in der 
Folge komplett abgeändert. Auf dem 
Areal der ehemaligen Pflegeschule, wo 
jetzt das Kunst-Ambulatorium eine vo-

rübergehende Bleibe gefunden hat, soll 
ein Pflegeheim mit insgesamt 88 Betten 
entstehen. Aus ursprünglich zwei wur-
den mittlerweile fünf Geschosse. 

Der Kanton zögert noch 
In den vier Obergeschossen sollen je 

18 Pflegezimmer mit eigener Nasszelle 
eingerichtet werden. Baar und Zug 
teilen sich die insgesamt 72 Betten auf. 
Im Sockelgeschoss sollen weitere 16 
Betten Platz finden. Deren Verwendung 
ist noch offen. «Wir stehen mit dem 
Kanton in Verhandlungen», erklärt Dü-
bendorfer. «Eigenüich würden wir ger-
ne gewisse Betten und Dienstleistun-
gen aus dem bestehenden regionalen 

A L T E R S P O L I T I K 

Genügend Betten 
Das Baarer Altersheim Bahnmatt 
hat ausgedient. Das Heim ist nur 
teilweise behindertengerecht.  Die 
Bausubstanz ist schlecht. Eine 
kommunale Arbeitsgruppe  klärt 
nun die Bedürfnisse ab und erstellt 
ein Betriebskonzept.  Auf dieser 
Basis wird eine Machbarkeitsstu-
die erstellt,  die über die Zukunft 
des Altersheims Bahnmatt - Um-
bau oder Abriss - entscheiden 
wird. Mit dem neu konzipierten 
Haus und dem neuen Pflegeheim 
ist die Gemeinde Baar für  die 
demografische  Entwicklung gerüs-
tet. Bis ins Jahr 2020 werden die 
300 geforderten  Pflegebetten  be-
reitstehen. von 

Pflegezentrum ins neue Heim ausla-
gern.» Doch der Kanton, der für das 
bestehende Zentrum im roten, erst 
dreijährigen Gebäude verantwortlich 
ist und die Betten letztlich finanzieren 
müsste, zögert noch mit der Zustim-
mung. Erstellt werden die 16 Pflegezim-
mer sowieso. «Baar und Zug würden die 
Betten sofort übernehmen», ist Düben-
dorfer überzeugt. Die beiden Kommu-
nen beteiligen sich auch an den Kosten -
von 35 bis 40 Millionen Franken und 
haben in ihren Finanzplänen einen 
Beitrag von je 15 Millionen budgetiert. 
Der Zuger Stadtrat Andreas Bossard ist 
froh um die 36 zusätzlichen Betten. 
«Momentan befinden wir uns auf einer 
Durststrecke», sagt er. «Uns fehlen Pfle-
gebetten.» Abhilfe bringt im Juni der 
Anbau im Altersheim Chlösterli in Un-
terägeri. Dort hat die Stadt Zug 20 
Pflegebetten reserviert. Weitere Betten 
wird es im Sommer 2011 im Alterszen-
trum Frauensteinmatt geben. 

Bezugstermin ist Ende 2013 
Der Standort des neuen Heims ist 

ideal. Dank der Nähe zum bestehenden 
regionalen Pflegezentrum können Sy-
nergien genutzt werden. «Wir müssen 
beispielsweise keine Küche bauen», er-
klärt der ehemalige Baarer Gemeinde-
präsident Dübendorfer. Für ihn ist des-
halb auch klar, dass die Stiftung als 
Bauherrin und Betreiberin des neuen 
Pflegeheims fungiert «Alles andere 
macht keinen Sinn», spricht er Klartext. 
Die Verdoppelung der Bettenkapazität 
ist für die Stiftung aber auch eine 
Herausforderung: «Vor allem die Perso-
nalrekrutierung wird uns beschäftigen», 
blicfa Dübendorfer in die Zukunft. «Wir 

werden deshalb das Pflegeheim etap-
penweise in Betrieb nehmen.» Bis es so 
weit ist, gilt es noch ein paar Hürden zu 

nehmen. Die Stiftung hofft, dass das 
Bauprojekt gegen Ende 2011 präsen-
tiert werden kann. Dann sollen Baarer 
und Zuger über die Finanzierung ab-
stimmen. Unmittelbar danach würden 
die Baumaschinen auffahren. «Wenn 
alles optimal läuft, können wir das neue 
Pflegeheim Ende 2013 in Betrieb neh-
men», hofft Jürg Dübendorfer. 


